








Begründung 

Zur 

1. Erweiterung 
des Bebauungsplanes Nr. 1 

der Gemeinde 

Süderdorf 

für das Gebiet 

östlich der Lüdersbüttler Straße, 
südlich des Eichenweges 

im Anschluss an die vorhandene Bebauung 



1. Allgemeines 

Die Gemeinde Süderdort hat z. Zt. rd. 390 Einwohner. Verwaltungsmäßig ge­
hört Süderdort zum Amt Kirchspielslandgemeinde Tellingstedt. 

Süderdort liegt im nördlichen Teil Dithmarschens an der Bundesstraße 203 
{B 203), Strecke Rendsburg- Heide. 

Nach dem Regionalplan des Planungsraumes IV des Landes Schleswig-Hol­
stein ist die Agrarfunktion Hauptfunktion und die Wohnfunktion erste Neben­
funktion der Gemeinde. 

2. Lage und Topographie des Bebauungsplangebietes 

Die Lage des Bebauungsplangebietes ist aus dem Übersichtsplan im Maß­
stab 1 : 1 0 000 zu ersehen. 

Das Gebiet liegt nördlich der B 203 im Ortsteil Lüdersbüttel. 

Das Geestbodengelände hat von Nordwesten nach Südosten ein leichtes 
Gefälle und liegt im Mittel20m über NN. 

3. Eigentumsverhältnisse 

Die Eigentumsverhältnisse sind aus dem beiliegenden Eigentümerverzeichnis 
zu entnehmen. 

4. Notwendigkeit der Erschließung und Planungsziele der Gemeinde 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes ist erforderlich geworden, um dem vor­
handenen Bedarf an Baugrundstücken in einem Dorfgebiet Rechnung zu tra­
gen. 

Die Größe des Plangeltungsbereichs wurde notwendig, um neben den in ei­
nem Dorfgebiet zulässigen Nutzungen auch den örtlichen Eigenbedarf an 
Wohngrundstücken zu decken und um eine wirtschaftliche Lösung der Er­
schließungsmaßnahmen und eine vertretbare Ortsplanerische Gesamtgestal­
tung mit der übrigen Ortslage vom Ortsteil Lüdersbüttel zu erreichen. 

Es sollen 6 Baugrundstücke in einem Dorfgebiet erschlossen werden. Durch 
die Erschließung des Baugebietes soll neben den landwirtschaftlichen und 
gewerblichen Nutzungen auch Wohnraum bereitgestellt werden, um eine 
Abwanderung der Bürger aus der Gemeinde zu verhindern. 
Das Baugebiet wird entsprechend der vorhandenen dörflichen Struktur mit 
den landwirtschaftlichen Betriebsgrundstücken in der näheren Umgebung 
an der Lüdersbüttler Straße als Dorfgebiet festgesetzt. Durch diese Festset­
zung soll insbesondere auch das "dörfliche Wohnen .. zugelassen werden, 
wobei auch Nutzungen wie z. B. Kleintierhaltungen im begrenzten Umfang 
ermöglicht werden sollen. 
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Das Dorfgebiet wird jedoch geringfügig eingeschränkt. Nach den textlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes werden die nach § 5 Absatz 3 Baunut­
zungsverordnung (BauNVO) zulässigen Vergnügungsstätten nicht zugelassen. 
Die Lage des Baugebietes sowie die gesamte aufgelockerte dörfliche Bau­
struktur lassen derartige Betriebe nicht zuletzt wegen der unzureichenden 
Verkehrsverhältnisse und mangelnden Flächen für den ruhenden Verkehr 
nicht zu. Weiterhin werden Störungen durch zusätzlichen Kfz-Verkehr in den 
Nachtzeiten für die ländliche Wohnbevölkerung erwartet. 

Die Gemeinde Süderdort verfügt noch nicht über einen Flächennutzungs­
plan. Der Bebauungsplan reicht aus, die bauliche Entwicklung in der Ge­
meinde zu ordnen. Der Bebauungsplan steht der bisherigen Entwicklung 
nicht entgegen. 

5. Maßnahmen für die Ordnung des Grund und Bodens 

Soweit die vorhandenen Grenzen eine Bebauung nach dem vorliegenden 
Bebauungsplan nicht zulassen, können bodenordnende Maßnahmen nach 
§§ 45 ff. BauGB, bei Grenzregelungen das Verfahren nach §§ 80 ff BauGB 
sowie bei Inanspruchnahme privater Flächen für öffentliche Zwecke das Ver­
fahren nach §§ 85 ff BauGB vorgesehen werden. 
Die vorgesehenen Maßnahmen und Verfahren werden jedoch nur dann 
durchgeführt, wenn sie nicht oder nicht rechtzeitig im Wege freier Vereinba­
rungen durchgeführt werden können. 

6. Versorgungseinrichtungen 

6.1 Elektrischer Strom 

Die Versorgung der Gebäude mit elektrischer Energie erfolgt durch 
die Schleswag. Die Versorgungstrassen für die möglicherweise not­
wendigen Erweiterungen sind im Straßenraum vorhanden. 
Die Straße "Eichenweg .. ist ausreichend beleuchtet. 

6.2 Wasserversorgung 

Die Wasserversorgung erfolgt über den Wasserbeschaffungsverband 
Norderdithmarschen. 

6.3 Feuerlöscheinrichtung 

Das in der Straße "Eichenweg" vorhandene Wasserleitungsnetz ver­
fügt in vorgeschriebenen Abständen über Hydranten, die eine aus­
reichende Brandbekämpfung sicherstellen. 

6.4 Telekommunikationseinrichtungen 

Die Versorgung mit Telekommunikationseinrichtungen ist über das in 
der Straße .,Eichenweg" vorhandene Leitungsnetz der Telekom AG 
sichergestellt. 
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7. Entsorgungseinrichtungen 

7.1 Müllbeseitigung 

Die Müllbeseitigung erfolgt in geschlossenen Gefäßen über die zen­
trale Müllabfuhr. Sie ist durch Satzung über die Abfallbeseitigung im 
Kreis Dithmarschen geregelt. 

7.2 Abwasserbeseitigung 

7 .2.1 Schmutzwasser 

Das Schmutzwasser aus dem Plangeltungsbereich soll mit Rücksicht 
auf die Reinhaltung der Gewässer über Kanalisationsleitungen der 
mechanisch-vollbiologischen Gebietskläranlage nordöstlich des Plan­
gebietes zugeführt werden. 

7 .2.2 Oberflächenwasser 

Das auf den Grundstücken anfallende Oberflächenwasser ist, sofern 
der Boden es zuläßt, zur Anreicherung des Grundwassers in den Un­
tergrund einzuleiten (z. B. durch Verrieselungsanlagen, Sickerschächte 
usw.). 
Das überschüssige nicht zu versickernde Oberflächenwasser wird in 
die vorhandenen Vorfluter des Sielverbandes Tielenautal geleitet. 

Die Planung und Ausführung der erforderlichen Maßnahmen zur Ein­
leitung des Oberflächenwassers und geklärten Schmutzwassers in die 
Vorfluter hat im Einvernehmen mit den Fachbehörden, dem Amt für 
ländliche Räume, dem Eiderverband Pahlen und der Wasserbehörde 
des Kreises Dithmarschen zu erfolgen. Die technischen Bestimmungen 
zum Bau und Betrieb von Anlagen zur Regenwasserbehandlung bei 
Trennkanalisation gemäß Bekanntmachung des Ministers für Natur, 
Umwelt und Landesentwicklung des Landes Schleswig-Holstein vom 
25.11 .1992 werden beachtet. 

8. Straßenerschließung 

Die äußere Erschließung erfolgt über die B 203. 

Die Baugrundstücke innerhalb des Baugebietes werden über die ausgebau­
ten angrenzenden Dorfstraßen erschlossen. 

9. Ruhender Verkehr 

Die nach der Landesbauordnung {LBO) Schleswig-Holstein erforderlichen 
Stellplätze sind auf den Grundstücken selbst zu errichten. 

Die erforderlichen öffentlichen Parkplätze sind im Verhältnis 1 : 6 zu den not­
wendigen Pflichtstelllätzen festzusetzen, demzufolge ist bei ca. 6 entstehen­
den Wohneinheiten 1 Parkplatz erforderlich. 
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Der erforderliche öffentliche Parkplatz ist in der Straße uEichenwegll vorhan­
den. 

1 0. Spielmöglichkeiten für Kinder 

Nach § 32 Abs. 3 Jugendförderungsgesetz (JuFÖG) ist die Anlage, Ausstat­
tung und Unterhaltung von Spiel- und Bolzplätzen Aufgabe der Gemeinde. 

Der Spielplatzbedarf für Kleinkinder ist auf den Grundstücken selbst bereitzu­
stellen. Für den Spielplatzbedarf für die schulpflichtigen Kinder wird die Ge­
meinde in direkter Anbindung an den Geltungsbereich des vorliegenden 
Bebauungsplanes einen Kinderspielplatz errichten. 

11. Immissionen 

Bei der Planung (Festsetzung eines Dorfgebietes} sind die allgemeinen Belan­
ge des Umweltschutzes beachtet worden. Das Baugebiet wird nicht durch 
unzumutbare Immissionen aus der Landwirtschaft, Gewerbe oder durch Stra­
ßenverkehr beeinträchtigt. 

Landwirtschaftliche Betriebe mit lntensiv-Tierhaltungen bzw. störende Ge­
werbebetriebe sind im Einwirkungsbereich zum vorliegenden Bebauungsplan 
nicht vorhanden bzw. zu erwarten. 

12. Natur und Landschaftspflege 

Die Gemeinde Süderdort verfügt nicht über einen festgestellten Land­
schaftsplan. 

Nach § 6 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) ist umgehend ein Landschafts­
plan aufzustellen, wenn ein Bauleitplan - wie in diesem Fall - aufgestellt werden 
soll und dadurch Natur und Landschaft erstmalig oder schwerer als nach der 
bisherigen Planung beeinträchtigt werden können. Die Gemeinde wird in die­
sem Fall über den Landrat des Kreises Dithmarschen als Untere Naturschutzbe­
hörde beim Ministerium für Umwelt, Natur und Forsten des Landes Schleswig­
Holstein gem. § 6 Abs. 1 Satz 4 LNatSchG eine Befreiung von der Verpflichtung 
zur Aufstellung eines Landschaftsplanes beantragen. ln vorbereitenden Ge­
sprächen zur Aufstellung der vorliegenden Planung unter Beteiligung der Unte­
ren Naturschutzbehörde des Kreises Dithmarschen und dem Ministerium für Um­
welt, Natur und Forsten wurde der Gemeinde eine Befreiung in Aussicht gestellt, 
sofern die Aufstellung des Landschaftsplanes parallel erfolgt. Ein Planungsbüro 
wurde mit der Erarbeitung des Landschaftsplanes beauftragt. 

Durch die Aufstellung der 1. Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 1 wird ein 
Eingriff in die Natur und Landschaft gemäß § 8 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz 
vorbereitet. Der Eingriff ist auf das notwendige Maß zu minimieren und unver­
meidbare Beeinträchtigungen sind auszugleichen. 
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Alternative Flächen stehen in der Gemeinde Süderdort für eine Bebauung der­
zeit nicht zur Verfügung. 
Bei der betroffenen Fläche handelt es sich um eine landwirtschaftliche Nutzflä­
che. Das Plangebiet weist kein erkennbares eine Reliefstruktur hervorbringendes 
Gefälle auf. 

Das Schutzgut Klima/Luft betrachtend kann unterstellt werden, dass der mit 
dem Vorhaben verbundene Eingriff in das Klima durch die entstehende Vege­
tation, insbesondere durch die Steigerung des Anteils an Gehölzen als ausge­
glichen zu betrachten ist. 

Zum Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften kann gesagt werden, dass 
durch das Planvorhaben nur ein Eingriff in Flächen mit lediglich allgemeiner Be­
deutung für den Naturschutz erfolgt und ein besonderer Ausgleich nicht erfor­
derlich ist. Allerdings ist durch die Anlage des entlang des südöstlichen Knicks 
verlaufenden Fußweges eine Beeinträchtigung dieses Schutzgutes zu erwarten. 
Zur Minimierung dieser Beeinträchtigung wird die Fläche deshalb bei der Silan- .~ 
zierung berücksichtigt. 

Zur Minimierung der Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden trägt die Festset­
zung einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,15 für das gesamte Bebauungsplan­
gebiet deshalb bei, weil die Gemeinde damit deutlich hinter der nach der 
Baunutzungsverordnung zulässigen GRZ von 0,6 für ein Dorfgebiet zurückbleibt. 
Laut gemeinsamen Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums für 
Umwelt, Natur und Forsten des Landes Schleswig-Holstein vom 03.07.1998 sind­
bei Eingriffen auf Flächen von allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz - Flä­
chen im Verhältnis von mindestens 1: 0,5 für Gebäudeflächen und versiegelte 
Oberflächenbeläge und mindestens im Verhältnis 1 : 0,3 für wasserdurchlässige 
Oberflächenbeläge aus der landwirtschaftlichen Nutzung zu nehmen und zu 
einem naturnahen Biotop zu entwickeln. 

Danach bilanziert sich der Eingriff wie folgt : 

Flächenbezeichnung Größe Versiegelungs- Ausgleichs- Erforderlicher 
grad faktor Ausgleich 

Baufläche 1.672 m2 100% 0.5 836m2 

Jbei GRZ 0.15 + 50 %) 

Den für die unvermeidbare Bodenversiegelungen erforderlichen Ausgleich be­
absichtigt die Gemeinde in diesem Fall außerhalb des Planbereiches auszuglei­
chen. ln der Gemeinde Süderdort konnten potentielle Flächen entsprechender 
Größenordnung nicht zu wirtschaftlichen Konditionen erworben werden, die 
landwirtschaftlichen Flächengrößen stehen in keiner Relation zu der von der 
Gemeinde benötigten Ausgleichsfläche. Zudem wird es von der Gemeinde als 
sinnvoller erachtet, Flächen in einem größeren Zusammenhang sich zu Biotopen 
entwickeln zu lassen oder dort Maßnahmen durchzuführen als in einer isoliert 
liegenden Einzelparzelle. Der Ausgleich wird deshalb gemäß Rücksprache mit 
der Unteren Naturschutzbehörde (UNB) über den Eiderverband erfolgen. Der Ei­
derverband ist im Besitz von Ausgleichsflächen in OffenbütteL die sich anbieten, 
da sie sich im selben Naturrum wie die Eingriffsflächen befinden. Zwischen den 
Gemeinen Süderdort und Offenbüttel wird diesbezüglich eine interkommunale 
Vereinbarung getroffen. Auf dem Flurstück 6/2 in der Flur 14 Alswisch wird eine 
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entsprechend große Fläche (863 m2
) aus der Nutzung genommen und der Suk­

zession überlassen. Die Lage der Fläche ist der dieser Begründung beigefügten 
Anlage zu entnehmen. 

Zur Minimierung des Eingriffs in das Schutzgut Wasser trägt ebenfalls die Festset­
zung einer GRZ bei, die sich deutlich unterhalb der nach BauNVO zulässigen 
GRZ befindet. Außerdem wird die Gemeinde d urch die in den Kaufverträgen 
zu regelnden Vorgaben zur Versickerung des Oberflächenwassers auf den 
Grundstücken selbst eingriffsminimierend wirken. 

Der Eingriff in das Landschaftsbild wird zum einen durch die Festsetzung zum 
Maß der baulichen Nutzung minimiert, zum a nderen durch den Erhalt vorhan­
dener Knicks. Die für die Grundstückszufahrten erforderlichen Knickdurchbrüche 
in einer Größenordnung von insgesamt 5 x 4 = 20 m werden hinreichend durch 
die Neuanlage von ca. 55 m Knick auf der südwestlichen Grundstücksgrenze 
des Baugrundstücks Nr. 1 und von ca. 50 m Knick auf der südöstlichen Grund­
stücksgrenze des Baugrundstückes Nr. 5 in einer Breite von jeweils 2,5 m (Neu­
anlage von Knic ks) kompensiert. Es werden also insgesamt ca. 105 m Knick neu 
hergestellt. Darüber hinaus wird hierdurch ein Beitrag zum Ausgleich für den 
Eingriff in das Landschaftsbild geleistet. 

13. Kosten 

Der nach d em BauGB beitragsfähige Erschließungsaufwand wird über Vor­
ausleistungen auf die Erschließungsbeiträge erhoben. Der gem eindliche An­
teil wird der allgemeinen Rücklage entnommen. 

Für Aufwendungen der Schmutzwasserkanalisation, der Wasserversorgung 
und der Ausgleichsmaßnahmen erhebt die Gemeinde kostendeckende Bei­
träge nach dem Kommunalabgabengesetz bzw. nach der Sa tzung zur Erhe­
bung von Kostenerstattungsbeiträgen nach§ 135 a BauGB. 

Süderdorf, d en 

1;f. 04-. ,2ooS 
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Gemeinde Süderdort 

- Bürgermeister-



















Als Nachweis für die durchgeführte Maßnahme liegt ein Auszug aus dem Öko- Konto zugunsten 
des Eider- Treene- Verbandes bei der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Dithmarschen 
(Az.: 680.01 /2/4} vor. Dieser Auszug ist der Vereinbarung als Anlage beigefügt. 

§ 5 Geltungsdauer 

Diese Vereinbarung tritt mit Unterzeichnung aller hieran Beteiligten in Kraft und sie wird auf unbe­
stimmte Zeit geschlossen. Eine Kündigung ist nur möglich, wenn dadurch die Nutzung des Grund­
stückes gemäß § 1 als Fläche für den Naturschutz nicht gefährdet wird bzw. wenn der Ausgleich, 
der mit dieser Nutzung hergestellt werden soll, auf andere Art und Weise hergestellt wird. Insbeson­
dere ist eine Kündigung dann möglich, wenn die Gemeinde Süderdort im Rahmen ihrer verbindli­
chen Baufeitplanung im Einvernehmen mit der Unteren Naturschutzbehörde die Ausgleichsmaß­
nahmen, die Gegenstand dieser Vereinbarung sind, auf andere Weise herstellen. 
Die Kündigungsfrist beträgt 6 Monate zum Schluss eines Kalende~ahres. 
Änderungen bedürfen der Schriftform. 

~ Süderdort, den 08.09.2005 Der Bürgermeister 

Gez. Klaus- Willi Hinrichs 

Offenbütte I, den 05.09.2005 Der Bürgermeister 

Gez. Anke Volkmann 

Pahlen, den 16.08.2005 · Der Oberdeichgraf 

Gez. Heinrich Marx 

Diese öffentlich- rechtliche Vereinbarung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht 

Tellingstedt, den 12.09.2005 

VERÖFFENTLICH-r. 

Telfingstadt 
ts ersteher 

ge 

An der Bekanntmachungstafel in Süderdort am Gebäude Sehefrader Straße 11 a 

ausgehängt am 19.09.2005 

abzunehmen am 04. t 0.2005 

abgenommen am (}.e, ~Q. )fj.)~ 



Örtliche Bekanntmachung der Gemeinde 
Süderdort 

Genehmigung der 1. Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Gemeinde Süderdort für 
das Gebiet "östlich der Lüdersbüffeler Straße, südlich des Eichenweges im Anschluss an 

die vorhandene Bebauungu 

Der Landrat des Kreises Dithmarschen hat mit Bescheid vom 28.06.2005, Az.: 622.60/114 
die von der Gemeindevertretung in der Sitzung am 29.04.2003 als Satzung beschlossene 
1. Erweiterung des Bebauungsplan Nr. 1 der Gemeinde Süderdort für das Gebiet "östlich 
der Lüdersbütteler Straße, südlich des Eichenweges im Anschluss an die vorhandene Be­
bauung", bestehend aus der Planzeichnung {Teil A) und dem Text {Teil B), genehmigt. 

Die Erteilung der Genehmigung wird hiermit bekannt gemacht. Der Bebauungsplan tritt 
~ mit Beginn des 04.10.2005 in Kraft. Alle Interessierte können den genehmigten Bebau­

ungsplan und die Begründung von diesem Tag an in der Amtsverwaltung in Tellingstedt, 
~ Teichstraße 1, Zimmer 10, während der Sprechstunden einsehen und über den Inhalt Aus­

kunft erhalten. 

Eine Verletzung der in§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 BauGB bezeichneten Verfahrens­
und Formvorschriften ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dieser 
Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist. 
Mängel der Abwägung sind unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit 
dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen solL dar­
zulegen (§ 215 Abs. l BauGB). 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe durch diesen Bebau-

~ ungsplan in eine bisher zulässige Nutzung und über das Erlöschen von Entschädigungsan­
sprüchen wird hingewiesen. 

Unbeachtlich ist ferner eine Verletzung der in § 4 Abs. 3 GO bezeichneten Iandesrechtli­
chen Formvorschriften über die Ausfertigung und Bekanntmachung der Bebauungspion­
Satzung sowie eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord­
nung, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung 
gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, 
die die Verletzung ergibt, geltend gemacht worden ist. 

T ellingstedt, den 12.09.2005 
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VERÖFFENTLICHT: 
An der Bekanntmachungstafel in Süderdort am Gebäude Seheireder Straße 11 a 

ausgehängt am 19.0. 9.2005 • Amt Kirchspielsla 
Der 

abzunehmen am 04.1 0.2005 I · 

~ 
abgenommen am D~.). Q .J.OO$" 
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